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teilen, Preußen habe den Gasteiner Vertrag gebro-
chen. Man wende sich an den Bund und bitte gegebe-
nenfalls um eine Exekution gegen Preußen. Diese

Anfrage war unglücklich, denn der Antragsteller hätte

wissen müssen, daß der Bund keinen Krieg mit einem

Bundesmitglied führen darf, daß der Bund von Preu-

ßen keine bejahende Antwort erwarten darf. Bis-

marck kam das sehr gelegen, er kehrte den Spieß um

und beschuldigte Österreich des Rechtsbruchs. Sybel
bemerkt richtig, die Mittelstaaten hatten kein Recht,
sich in die Angelegenheit zu mischen. Varnbüler er-

griff wieder den gewohnten Ausweg, er verwies den

Antrag an den Ausschuß. Er stellt sich klug auf beide

Seiten und erhofft einen Ausgleich. Er erwartet, wie

Bayern und Sachsen auch, preußische Selbsthilfe. In

diesem Fall ist er bereit, die von Wien vorgeschlagene
Aufstellung der Bundestruppen - es handelt sich um

drei Armeekorps (VII, VIII und X) - und deren Ein-

gliederung in die „Kaiserlich-Österreichische Armee"

zu genehmigen. Er glaubt damit Preußen, wenn es die

Riesenzahl der Bundesstreitkräfte höre, einschüchtern

und zur Raison bringen zu können.

Immerhin stand Varnbüler unter den Süddeutschen

mit seiner Mobilisierungsidee allein. Bayern vermit-

telte noch, sein junger König und der Großteil des

bayerischen Volkes protestierten gegen einen Bundes-

krieg für Österreich. Der Preußenhaß loderte in

Bayern zudem höher als je. Pfordten sah seine Bun-

desidee dahinschmelzen. Er hat, zögernd bis zuletzt,
für Österreich gestimmt.
Ganz anders war die Stimmung in Baden. Hier war

Minister Edelsheim fast der einzige Anhänger Wiens

und des Krieges, der Großherzog und die Beamten-

öffentlichkeit schwörten auf Preußen. Die Kriegspar-
tei in Karlsruhe ist dann auch später kaum zum Zug
gekommen. Baden, so darf man sagen, fiel im Ernst-

fall aus, auch wenn es pflichtgemäß sein Kontingent
stellte, gekämpft hat es nie!

Blieb also in Süddeutschland nur Württemberg und

sein Landtag entschieden österreichisch und bereit,
für die Deutschen Gerechtsame zu kämpfen, obwohl

man sich über den Verrat Österreichs an dem Bund

und der deutschen Sache im klaren gewesen ist.

Qebt Sdhwarz-Rot-Qold den Truppen

Es ist nun bezeichnend, selbst für die Haltung des

Ministers, daß Groß- und Kleindeutsche bei uns, als

der Krieg nicht mehr zu vermeiden war, jene Kräfte

des „alten guten Rechts" aufriefen, die zu Beginn des

Jahrhunderts bei der Konstituierung des königlichen
Landtags die Opposition gebildet hatten. Man dachte

weder an Österreich noch an Preußen, man wollte

schwäbisch eigensinnig einfach das Recht und nicht

die Willkür und die Tyrannei. Man fühlte sich als

Wächter einer heiligen Sache und man pochte an das

Gewissen. Wieder wie 1863 blieb es beim Protestie-

ren, Fordern, Mahnen. „Darin lag eine innere Un-

wahrheit. Aber wir erkennen auch den soliden, ehr-

baren Geist des Bürgertums darin, daß die Menschen

es so ernst nahmen mit den sittlichen Forderungen,
denen sie im Getriebe der Politik zu ihrem Recht ver-

helfen wollten" (Rapp S. 130).
Darum hörten die Neu-Patrioten nicht auf Preußens

Erwiderungen, darauf, daß Bismarck versuchte, den

Süddeutschen beizubringen, daß das, was Preußen

erobert, für Deutschland erobert ist. (Antrag im

Bund am 9. April 1866 durch Preußen.) Für einen

künftigen Nationalstaat, der würdig neben Italien

und Frankreich würde treten können. Aber 1866

merkten das nur wenige. Unter ihnen der aus dem

Vaterland verbannte D. F. Strauß. Die Großzahl der

Stände fürchtete die Okkupation des Landes, die

Aufhebung der Stände und ihrer schwer errungenen

Selbständigkeit. Preußen und Österreich wurden von

der jetzt auf dem Höhepunkt ihrer Agitation stehen-

den deutschen Volkspartei (Julius Haußmann, Karl

Mayer u. a.) zu den eigentlichen Erb- und Erzfeinden

der Demokratie erklärt. Vorher ist es der dritte Na-

poleon gewesen. Sie verhindern das ideale Volksreich

der Deutschen, sie zerstören es mit ihren Annexions-

krallen. Die Volksparteiler erhoffen, daß die wahren

Deutschen in Preußen und Österreich aufstehen und

den Bruderkrieg nicht zulassen. Sie haben, wie 1848,
vergebens gehofft. Ganz besonders ist es Österreich,
das jetzt als der Vielvölkerstaat beschimpft und als

unwürdig des Deutschen erklärt wird. Sogar der ver-

bannte F. Th. Vischer bläst in das Hom des National-

Deutschen. Was gehen uns die Tschechen und die

Ungarn, die Kroaten und die Serben an? Vischer war

zu dieser Zeit Anhänger der deutschen National-

literatur des Heidelberger Professors Gervinus: Wo

deutsch gesprochen wird, ist Deutschland, also auch

in Elsaß-Lothringen.
In der allgemeinen Selbstbefriedigung holten die

Großdeutschen wieder die verstaubten kulturellen

Sendungen der Schwaben hervor, indem sie Preußen

der Barbarei ziehen, man wünschte wieder den Schutz

Napoleons gemäß einer Äußerung König Wilhelms

„lieber der Bundesgenosse Frankreichs als der Vasall

Preußens".

In Köln und Berlin sah man die gefährliche Wieder-
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erweckung des alten „Rheinbundnapoleonismus" von

1806. Die Abgeordneten beschlossen mit Mehrheit

keine feige verräterische Neutralität, sondern das so-

fortige Entschließen des deutschen Volkes (das es gar

nicht gab), in den Kampf einzutreten. Das war gegen

Badens Landtag gerichtet, wo man entschieden für

Neutralität plädierte. Also forderte gegen den

„Schwäbischen Merkur" der „Beobachter" den Schutz

des Landes durch allgemeine Volksbewaffnung. Für

den Anfang ein Zusammengehen mit Österreich,
wenngleich die Stände der Überzeugung sind, daß es

sich nicht um einen Volks-, sondern um einen Kabi-

nettskrieg handelt. Ende Mai genehmigt das Plenum

die außerordentlichen Militärbedürfnisse in Höhe von

7,7 Millionen Gulden. Außerdem das volle Aufgebot
der Landwehr.

Begründung: für die Nation, das Bundesrecht und die

württ. Selbständigkeit. Zehn Stimmen in der Zweiten

Kammer machten Vorbehalte. Sie verlangten Kampf
erst, wenn es um Landesverteidigung ginge, d. h.

wenn entweder eine Bundesexekution gesetzlich zu-

stande komme oder die Staaten sich weigern würden,
eine Reichsverfassung oder ein deutsches Parlament

(der Vorschlag Bismarcks) anzunehmen. Der Minister

setzte die Unbedingtheit durch. Darauf opponierten
ihm die nachmaligen Führer der Deutschen Partei:

Holder und Robert Römer. Die Volkspartei hatte den

einen Erfolg, der realisiert wurde: Gebt den Truppen
Schwarz-Rot-Gold, das beseele ihren Mut. Aber ein

Volkskrieg wurde es nicht.

Zu der Trennung von Nord und Süd, wie sie Bis-

marck vorschlug, hat man empört nein gesagt. Die

Mainlinie Bayerns hatte keine Chancen in Württem-

berg. „Wir lassen uns nicht vom Norden trennen",
war die Meinung der Volkspartei.
Interessant ist, daß im katholischen Oberschwaben

den Leuten gesagt wurde, der Kampf gehe um ihre

Kirche. Im Westfälischen Frieden habe sich Öster-
reich freiwillig von Deutschland ausgeschlossen, dar-

um hätten die Kleindeutschen so offen für ein prote-
stantisches Deutschland gestritten. Jetzt müsse es

Österreich büßen, nun schließe man es gegen seinen

Willen aus Deutschland aus.

Varnbüler setzte auf den Sieg und prahlte mit der

Kraft des württembergischen Militärs. Römer ent-

gegnete er: „Wir denken gar nicht daran, Preußen zu

verkleinern; allein, meine Herren, wenn die Kriegs-
würfel geworfen sind, und wenn in diesem Falle das

Kriegsglück gegen Preußen sein sollte, dann wird

auch der Herr Professor Römer nicht imstande sein,
das Vae victis von seinem Lieblingsstaat abzuwen-

den ..." Bei dieser Stelle, berichtet Karl Mayer, ging

durch den Saal und über die Galerien das Flüster-

wörtchen „Hohenzollem!"
Die Haltung der evangelischen Landeskirche war im

großen ganzen eine mit pietistischen Argumenten
vorgebrachte Warnung vor dem unseligen Bürger-
krieg. Von den Kanzeln herab werden Anklagen ge-

gen die Urheber des Bürgerkriegs geschleudert.
„Manchem Geistlichen zwar, wie im allgemeinen den

stillen Anhängern der Gemeinschaften, war vor einem

Sieg Österreichs bange, ein Sieg der protestantischen
Großmacht im Innersten erwünscht, und einzelne

sprachen dies auch auf der Kanzel aus" (RappS. 158).
Bezeichnend für württembergische kirchliche Verhält-

nisse ist die Tatsache, daß das Land militärisch nicht

mehr aktiv gewesen ist seit den napoleonischen Krie-

gen von 1806 bis 1815. In den 50 Jahren Frieden hat

die württ. Theologie eine Entwicklung genommen, die

in die Zusammenhänge von weltlicher Macht und

Christentum einen Dualismus hineintrug. Im Februar

1864 hatten 762 württembergische Geistliche der

Kreuzzeitung, die für Annexionen eintrat, den Vor-

wurf gemacht, sie mißbrauche das Christentum und

schütze mit ihm Gewaltakte. Das Problem Macht

und Kirche ist seither nicht mehr verstummt, wenn

wir an unsere heutigen Verhältnisse im getrennten
Deutschland denken.

Ein letzter Vermittlungsversuch wurde von der aus

Petersburg über Wien, nicht über Berlin zurückrei-
senden Königin Olga gemacht. Die Königin liebte die

Preußen nicht. Als sie am 7. Juni im Hoftheater er-

schien, wurde sie „mit begeisterten Jubelrufen emp-

fangen". Die Stuttgarter dankten ihr für ihre Bemü-

hungen um den Frieden bei ihrem kaiserlichen Bruder

in Rußland. Der Bericht in der „Allgemeinen Zei-

tung" lobte die Königin darum, daß sie für die Aner-

kennung des deutschen Rechts eingetreten ist.

Die militärischen Operationen

Varnbüler stand nicht allein mit seinem unerschütter-

lichen Glauben an die Kampfkraft der Österreicher.

Zuviel, zu bedeutend Rühmenswertes wußte man in

Europa vom tapferen Fechten der Infanterie, der glän-
zenden Artillerie, der schnellen zum Stürmen berei-

ten Kavallerie aus den Zeiten von Radetzky und den

schweren Tagen von Solferino. Das Kaiserhaus be-

soldete, wenn es auch keinen preußischen Landsturm

und damit keine Reserven hatte, das einzige kriegs-
gewohnte Heer neben dem französischen in Europa.
Von den Preußen hatte man seit 1815 nichts mehr ge-

hört. Sie galten als eine Friedensarmee, deren Schlag-
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kraft noch keine Probe bestanden hatte, obwohl seit

1859 unaufhörlich im Offizierskorps, in der Waffen-

rüstung und im Generalstab reformiert wurde. Von

der verheerenden Feuerkraft des Zündnadelgewehrs
wußte man nichts. Genaueres war nicht bekannt, und

die Erstürmung der Düppeler Schanzen überstieg
nicht Gewohntes und konnte als besondere Ruhmes-

tat kaum Geltung beanspruchen.
Eben, als die Süddeutschen rüsteten, wenn auch gänz-
lich ungleichmäßig und ohne jeden strategisch-takti-
schen Plan der Zusammenarbeit, stiegen die öster-

reichischen Chancen durch Erzherzog Albrechts Siege
bei Custozza und die siegreiche Seeschlacht von Li-

bussa in Süddeutschland gewaltig.
Aber nun zeigten die Süddeutschen auch gleich ihre

Schwäche. Indem man im Plan Bayern folgte, gab
man den Norden auf und verteidigte die Mainlinie in

der Absicht, im Südraum sich mit den Österreichern,
deren Stärke niemand kannte, vereinigen zu können.

Der Plan ist im vornherein fehlgegangen. Ein militä-

risches Oberkommando kam nicht zustande, dagegen

gerieten die süddeutschen Regierungen in Verlegen-
heit, einen plausiblen Kriegsgrund zu finden in dem

Augenblick, als Bismarcks Angebot eines deutschen

Parlaments und einer Aufforderung mit Preußen zu

kämpfen gegen den Ausschluß Österreichs bei den

Regierungen bekanntgeworden war. Der bisher ver-

fochtene Kriegsgrund, Verteidigung des Bundesrechts

und des eigenen Landes, fiel damit weg. Die Preußen

wollten nur mit Österreich sich auseinandersetzen.
Sie bezichtigen umgekehrt Wien des Bruches eines

Bundesrechts.

Schauen wir in die Vielzahl von Konferenzen der

Verständigung und Rüstung im Raum von Karlsruhe

bis München, so fällt auf, daß der einzig aktive Mi-

nister Varnbüler gewesen ist. Allerdings geriet ihm

sein Prahlen mit Württembergs Streitmacht zum Un-

glück. Offenbar, das erweisen eine Menge von Akten

im Staatsarchiv, betreffend die „Deutsche Frage", wo

von Pferdeankäufen, Rekruteneinziehungen, Offi-

ziersernennungen, Berufung von Reserven die Rede

ist, hat er sich nicht genügend orientiert. Auf der

Augsburger Konferenz (22./2S. April) gab er den

Bayern 40 000 Mann an.

Nun aber wußte man von München, daß die Rüstun-

gen dort nur spärlich anliefen und dieStellung der Re-

gierung zu Österreich, für das man keineswegs kämp-
fen wollte, täglich schwächer wurde. Vielleicht wollte

Vambüler die Bajuwaren zur Eile an treiben, indem er

selbst gewaltig übertrieb. Fünf Wochen später korri-

giert der württembergische Militärsachverständige bei

einer Offizierskonferenzin München seinen Minister,

indem er die Wahrheit um ein paar Tausend zu hoch

verfehlte. Er stellte 20 000 Mann auf.

Als in Frankfurt die Kriegsbereitschaft der nicht-

preußischen Armeekorps beschlossen worden war,

brach am 17. Juni die Regierung die Beziehungen zu

Preußen ab. 5000 Württemberger, allerdings so man-

gelhaft ausgerüstet, daß der Presse verboten werden

mußte, darüber bemängelnd zu schreiben, wurden

zum Schutz des Bundestags nach Frankfurt geschickt.
Das war ein Teil der aufzustellenden Division, zu der

15 Bataillone, 14 Schwadronen und 6 Batterien ge-
hörten. Der Kriegsminister Hardegg in Person führte

sie ins Feld, der eben den wegen Unfähigkeit abge-
setzten Minister Wiederhold abgelöst hatte. Die Di-

vision war dem achten Armeekorps zugewiesen, das

der tapfere und kriegserprobte (bei Solferino) Prinz

Alexander von Hessen befehligte. Zum achten Bun-

deskorps stieß dann inFrankfurt auch das schwächere

badische Kontingent (Führung Prinz Wilhelm).
Am längsten brauchte die bayerische Rüstung. Erst

am 18. Juni genehmigten die Stände 31,5 Millionen

Gulden, mit denen das siebte bayerische Bundeskorps
ausgerüstet wurde.- Was Württemberg und Baden
nicht wußten, wurde nun zum taktischen Verhängnis
der Süddeutschen. General von der Tann hatte in Ol-

mütz mit dem österreichischen Oberfeldherrn Bene-

dek gemeinschaftliche Operationen vereinbart. Es

ging um eine Vereinigung weit nördlich der Main-

linie und ohne jede Verbindung mit dem achten Bun-

deskorps in Frankfurt. Die 40000 Bayern führte

Feldmarschall Prinz Karl an, der Bruder König Lud-

wigs I. Die Ausrüstung war nicht weniger mangelhaft
als die württembergische, man steckte einfach kräftige
Bauernkerle in eine Uniform. Zum Glück verweigerte
von der Pfordten, der eifrige Verfechter des Bundes-

rechts, der Generalität dieVereinigung mit den Öster-

reichern in Böhmen, denn er fürchtete Frankreichs

Einmarsch in die ungeschützte linksrheinische Pfalz.
Als die Bayern endlich den Vormarsch begannen, hat-

ten die Hannoveraner bereits bei Langensalza kapitu-
liert. Prinz Karl wich von Meiningen an den Main

zurück und versuchte in einem schwierigen Hanken-

marsch nach Westen, die Vereinigung mit dem achten

Bundeskorps. Die preußische Mainarmee (Manteuf-
fel) warf sich sofort zwischen beide Korps und suchte

die Vereinigung zu verhindern.

Trotz der schwarz-rot-goldenen Binden irrten die

Württemberger in östlicher Richtung zunächst rich-

tungslos in der Rhön umher. Als sie von den Schlap-
pen der Hannoveraner, Hessen, Bayern und Öster-

reicher hörten (vernichtend wirkte die Niederlage bei

Königgrätz), wichen sie südlich Richtung Miltenberg
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aus, um sich mit den Bayern zu treffen. Die Badener

zogen von Darmstadt Richtung Würzburg. Als ihnen

die Preußen leichte Gefechte bei Hundheim (23. Juli)
und Werbach (24. Juli) lieferten, schlossen sie Waf-

fenstillstand und kehrten in die Heimat zurück (28.
Juli). Die Württemberger wollten am 24. Juli bei

Tauberbischofsheim die Ausgänge aus dem Taubertal

längs der Straße nach Würzburg sichern, als sie un-

erwartet von der aus dem Odenwald hervorbrechen-

den Brigade Wrangel angegriffen wurden. Sie räum-

ten die Stadt, besetzten das linke Tauberufer und lie-

ferten den Preußen einen Brückenkampf von beinahe

fünf Stunden, wobei sich auch der junge Prinz Wil-

helm, Württembergs letzter König, auszeichnete. Es

gab 60 Tote, 450 Verwundete und etwa 160 Ge-

fangene.
Immer auf dem Rückzug nach Würzburg gelang die

Vereinigung mit den Bayern. Am 27. Juni erfolgte
die Trennung von den Bayern, die bereits mit den

Preußen unterhandelten, nachdem sie bei Kissingen
(10. Juli) geschlagen worden waren. Rühmlos, wie er

begonnen, endete der Mainfeldzug für Württemberg
als letztem Staat, der einen Waffenstillstand schloß

(1. August). Die Süddeutschen, voran Bayern, sahen

vollends die Sinnlosigkeit eines Kampfes gegen Preu-

ßen ein, als am 12. Juli bekannt wurde, daß das ge-

schlagene Österreich die Vermittlung Frankreichs an-

gerufen hatte. Die Preußenfreunde in Stuttgart brach-

ten sofort einen Antrag der Verständigung mit Preu-

ßen ein. Die Volkspartei brachte ihn zwar zu Fall,
erklärte sich aber gleichzeitig gegen die Einmischung
Frankreichs und die Aufrichtung eines neuen Rhein-

bundes.

Das Korps Manteuffel besetzte den fränkischen, nord-

württembergischen Teil solange, bis die Kontributio-

nen in Berlin eingetroffen waren. Tübingen hatte den

Spaß, die ersten vom Hohenzollerischen anrückenden

„Pickelhauben" zu sehen. Man lese in den Erinnerun-

gen von Pistorius die Geschichte seiner Jugend.

Varnbüler wird Preuße

Nach dem Gasteiner Vertrag treibt Varnbüler ein

recht interessantes Doppelspiel. Er spielt den Frie-

densvermittler zwischen Wien und Berlin. Immerhin

bietet er Bismarck geschickt an: Württemberg stimmt

der Annexion von Schleswig-Holstein zu, wenn Bis-

marck bereit ist, die hohenzollerischen Fürstentümer

mit Anschluß der Burg Zollern Österreich zu über-

geben. Da Wien darauf nicht reagierte, soll Bismarck

die preußischen Lande in Schwaben dem württember-

gischen König geben. In der Tat, am 20. Juli rückte

ein württ. Bataillon vor die Burg und nach Sigmarin-
gen. Doch Berlin weist zurück und verbittet sich be-

zahlte Friedensvermittlungsgaben. Einen anderen

Plan bringt er im Bund vor. Sein Schwiegersohn
mußte in Wien anfragen, ob Einverständnis möglich,
daß bis zur Volljährigkeit des Augustenburgers Bay-
ern die Regierung in den Eibherzogtümem über-

nimmt. Die wichtigsten Plätze in beiden Ländern

wurden Preußen überlassen. Das Projekt kommt nie

in die Hände Bismarcks.

Nicht minder wie von der Pfordten hat Varnbüler

Frankreich umbuhlt, um es als Friedensvermittler zu

aktivieren. Er läßt durch den französischen Gesandten

in Stuttgart Damremont bitten, der Kaiser möchte

einen Druck auf die preußische Regierung ausüben.

„II arreterait M. de Bismarck sur une pente qui peut

precipiter, l’Europe dans l’abime." Varnbüler will das

nicht als Intervention verstanden wissen, nur sollte

Bismarck gewarnt werden. Auf die österreichische An-

frage, ob im Konfliktsfall auf die Mittelstaaten zu

rechnen sei, erfolgt durch Baron von Wächter, den

württ. Gesandten in Paris, eine neue Demarche beim

französischen Außenminister, der aber Frankreichs

strikte Neutralität erklärt. Das alte schon unter König
Wilhelm vorgebrachte und von den französischen Ge-

sandten in Stuttgart berichtete Argument erfolgt nun

wieder. Württemberg fürchtet seit 1848 und vor al-

lem durch das Bismarckische Angebot eines deutschen

Parlamentes „eine militärische und diplomatische Me-

diatisierung der kleineren und mittleren deutschen

Staaten". Varnbüler sah richtig. Sie ist vier Jahre
später auch prompt eingetreten. Bismarck ist es in der

Tat gelungen, was Varnbüler so sehr in Schrecken

versetzte, das „unir l’Allemagne sous le sceptre prus-
sien".

Noch versucht er das Mediatisierungsgespenst nach

Königgrätz abzuwenden. Er geht auf ein Programm
Napoleons ein: Es bleiben bestehen Preußen und

Österreich und nur die vier Königreiche, samt einem

neu zu schaffenden, dem Königreich Burgund. Noch

hält Varnbüler den preußischen Reformplan für in-

diskutabel.

Am 20. Juli haben die Präliminarverhandlungen zwi-

schen Sieger und Besiegten begonnen. Napoleon greift
nicht zugunsten Österreichs ein. Er fürchtet einen

Krieg mit Preußen. Bayern wird als einziges Land zu

den Friedensverhandlungen laut Sonderabkommen

zugelassen. Nun steht Vambüler allein. Er schwenkt

zu Preußen über und anerkennt endlich, daß bei

Preußen auch die Zukunft Deutschlands liegt. „Aben-
donner aujourd’hui l’Autriche c’est donc travailler ä
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l’unite germanique (Bericht von Damremont an den

französischen Außenminister am 14. Juli 1866).
Am 1. August ist er bei Bismarck in Nikolsburg. Er

wird kühl empfangen. Bismarck hat ihm seine Kon-

spiration mit Frankreich übel vermerkt. Bevor er nach

Berlin geht, arbeitet er eine Denkschrift für den Kö-

nig aus. Die Neugestaltung Deutschlands bedingt den

Austritt Österreichs, Zweiteilung des Oberbefehls,
eine Bundesmarine, ein Parlament aus allgemeinen
Wahlen; für Preußen das Recht der diplomatischen
Vertretung nach außen und der Kriegserklärung. Ge-

nau das hatte Bismarck verlangt. Er sieht ein, daß

„der gesamtdeutsche Bund eine starke Autorität ha-

ben muß"; auch das Nationalgefühl befriedigen
müsse. Nun, Varnbüler hat sich um die eigene Achse

gedreht. Was er jetzt gutheißt, das hat er als üble

Folge des Bismarckschen Reformplanes vor fünf Wo-

chen noch abgelehnt.
Seinem König entwickelt er den Gedanken, daß ein

Südbund keinen Bestand haben könne, weil Würt-

temberg sich der Vorherrschaft Bayerns nicht füge
und weil Baden sich bereits für Anschluß an Preußen

entschieden hat. Eine „völlige Parität" der Südgenos-
sen ist also nicht möglich. Unmöglich sei auch eine

europäische Neutralität des Südbundes. Also bleibt
Schutz- und Trutzbündnis mit dem Norden.

In Berlin geht alles gut. Dank russischer Hilfe kom-

men Gebietsabtretungen für Württemberg nicht in

Frage. In Rücksicht auf die napoleonischen Forderun-

gen (linksrheinische Gebiete an Frankreich) verzichtet
Bismarck auf einen Eintritt der Süddeutschen in den

neuen deutschen Bund. Er beansprucht allein die mili-

tärische Führung. Kontributionsforderungen: Würt-

temberg 8 Millionen Gulden, darunter eine Million

für den Einmarsch württembergischer Truppen in

hohenzollerische Lande, Baden 6 Millionen Gulden,
Bayern 30 Millionen Gulden und Abtretung zweier

fränkischer Bezirksämter.

Ergebnis

Die völlig wirkungslosen Operationen der Mittelstaaten

zeigen, daß Bismarck auch auf dem Schlachtfeld recht

bekam: der Krieg war ein Duell, das allein zwischen

Preußen und Österreich ausgefochten wurde. Wien und

das Kaiserhaus haben die Schlacht eindeutig verloren,
was die sofortige Aufnahme von Friedensverhandlungen
bewies.

Wir sahen, Bismarck trug den Triumph auch auf dem

Feld der Diplomatie davon. Er hatte sich nicht ganz

verrechnet, wenn er die provozierte und von Wien ohne

Rückhalt angenommene militärische Auseinandersetzung
als Dynamit für eine nationale Einigung aller deutschen

Stämme wirksam sah.

Die Minderheit der Deutsch-Österreicher im Kaiserreich

mußte geopfert werden, um die Mehrheit der deutsch-

sprechenden Staaten und Stämme unter Preußens Füh-

rung zu gewinnen. Das Kaiserreich, aus Deutschland

ausgeschieden, blieb mit einem Vielvölkerstaat zurück.

Das heißt, aus einer Monarchie wurde eine Doppel-
monarchie; und die nichtdeutschen Völker, voran die

Ungarn, drängten in eine föderative Verfassung. Indessen

ist auch Bismarcks neues Reich kein volksnationales Reich

geworden. 1848 hat die Hegemonie des preußischen
Staates vollends erstickt. Die Deutschen sollten nun ein-

mal nie werden können: ein Volk und eine Nation. Es

reicht immer nur zu einem Bundesstaat mit einer

reichischen Spitze.
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